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„Streit um den Biergarten“

Verwendungsersatz, EBV, nicht mehr berechtigter Besitzer, Entschädigung nach § 951 I BGB,
bereicherungsrechtliche Abwicklung im Drei-Personen-Verhältnis
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& SACHVERHALT
Der Engelbert Eigenheimer (E) ist Eigentümer eines Grundstücks nahe dem Englischen
Garten in München, auf dem dieser früher zur Sommerzeit Liegestühle für sonnenhungrige
Großstädter vermietete. Aufgrund der verregneten Sommer der letzten Jahre hat E allerdings
das Geschäft eingestellt, und das Gelände liegt seitdem brach. Um von dem Grundstück
dennoch etwas zu haben, beschließt E, sich durch die Vermietung des Grundstücks zum
Gastronomiebetrieb etwas dazuzuverdienen. Der Biergartenbetreiber Harry Hofbrauer (H)
erfährt von der freien Fläche und ist hellauf begeistert, da dieser schon lange einen Platz zur
Eröffnung eines Bio-Biergartens sucht und bisher keinerlei zentrumsnahe Freiflächen zu
finden waren. H ruft daher E an, schildert seine Absichten, und beide vereinbaren einen
Termin zur Besichtigung des Grundstücks im Juni 2005. Im Zuge dessen einigen sie sich auf
die Überlassung des Grundstücks an H zum Betrieb eines Biergartens bis zum 31.12.2020
gegen Zahlung einer monatlichen Miete. Da dem H für den Biergartenbetrieb die „grüne
Wiese“ als solche nicht tauglich erscheint, bittet H den E, auf dem Gelände ein kleines
Gasthaus und mehrere flexibel abbaubare Stände zum Speisen- und Getränkeausschank
errichten zu dürfen. E findet die Idee gut, dass es endlich auch einen Biergarten für gesund-
heitsbewusste Münchener geben soll. Es wird ein schriftlicher Mietvertrag verfasst, den beide
umgehend unterzeichnen. In diesem findet sich folgende Klausel:

„§ 4 Mietvertrag
Bei Beendigung des Vertragsverhältnisses kann der Vermieter verlangen, dass der Mieter auf

seine Kosten die Ein- und Umbauten beseitigt und den früheren Zustand wiederherstellt.
Verlangt der Vermieter die Beseitigung nicht, so steht dem Mieter kein Ersatzanspruch zu.“

Im Mai 2006 erfährt H jedoch, dass ein Zelt auf dem Oktoberfest neu ausgeschrieben wird
und ist hellauf begeistert von der Möglichkeit, das „große Geld“ mit dem berühmten Volksfest
zu verdienen. Daher verwirft er seine Pläne zur Eröffnung des Bio-Biergartens wieder, um sich
voll und ganz dem Bewerbungsprozess um den Platz als Wiesnwirt zu widmen.

Da H nicht ausschließen will, dass er sein Bio-Biergarten-Projekt nach einigen Jahren
erneut aufnimmt, beschließt er, einen Untermieter für die ersten Jahre zu suchen und trifft
auf Ulrich Untermeyer (U), einen Münchener Gastronom, welcher die Eröffnung eines
Restaurants mit Food-Court-Bereichen plant. Dieser befindet das Grundstück des E für ganz
ausgezeichnet geeignet. H und U schließen noch Anfang Juni 2006 mit Zustimmung des E
einen Untermietvertrag für die Dauer von 5 Jahren, welcher unter anderem folgende Bestim-
mung enthält:

„§ 2 Untermietvertrag
Auf Wunsch des Vermieters ist der Mieter verpflichtet, nach Beendigung des Mietverhält-

nisses die von ihm errichteten Baulichkeiten mit Ausnahme des Gasthauses und der Ausschank-
stände wegzunehmen. Andererseits ist der Mieter berechtigt, die Baulichkeiten mit Ausnahme
des Gasthauses und der Ausschankstände zu entfernen. Der Vermieter kann die Ausübung des
Wegnahmerechts durch Zahlung einer angemessenen Entschädigung abwenden, es sei denn,
dass der Mieter ein berechtigtes Interesse an der Wegnahme hat.“

Daraufhin beginnt U umgehend mit den Bauarbeiten zur Errichtung des Gasthauses und
der Verkaufsstände und nimmt nach Fertigstellung das Restaurant nebst Food-Court-Berei-
chen erfolgreich in Betrieb.

Nach einiger Zeit kommen jedoch H und U in Streit über die Nebenkosten des Grund-
stücks, und H erklärt daraufhin schriftlich die ordentliche Kündigung des Hauptmietvertrags
im Juni 2010. H fällt sodann im Juli 2010 in die Insolvenz, da er die Ausschreibung als
Wiesnwirt verliert und auch das Biergartengeschäft wegen eines verregneten Sommers defizitär
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verlaufen ist. Im Januar 2011 erwirkt der Insolvenzverwalter des H unter Fortführung eines
zuvor von H gegen U eingeleiteten Rechtsstreits einen rechtskräftigen Herausgabe- und
Räumungstitel gegen U, dem U im Oktober 2012 Folge leistet.

E hat genug davon, jeden Mittag „Körnerfutter“ zu essen, und kommt mit freudiger
Aussicht, endlich wieder einen Schweinsbraten zu verspeisen, mit dem konventionellen
Biergartenbetreiber D im September 2014 überein, dass dieser pünktlich zum Weihnachts-
geschäft im Dezember 2014 auf dem Grundstück des E einen Weihnachtsmarkt eröffnen
könne und das Gelände später als Biergarten nutzen dürfe, wenn er die vereinbarte Miete
entrichte.

Nach langen Verhandlungen einigen sich auch E und der Insolvenzverwalter des H im
November 2014 auf die sofortige vorzeitige Beendigung des Hauptmietvertrags und die
sofortige Einräumung des Besitzes an D. U wendet sich im Dezember nun an E und verlangt
von diesem eine Entschädigung oder einen Ausgleich für die Errichtung des Gasthauses und
der Verkaufsstände.

Kann U eine Entschädigung oder einen Ausgleich für das errichtete Gasthaus und die Verkaufsstände
von E verlangen?

& LÖSUNGSVORSCHLAG

Anmerkung: Diese anspruchsvollere Klausur, basierend auf den mitunter speziellen Fragestellungen
des Urteils des BGH v. 19.9.2014 – V ZR 269/13, NJW 2015, 229, eignet sich aber gleichwohl gut zur
Vertiefung grundlegender Kenntnisse zum Eigentümer-Besitzer-Verhältnis. Die Klausur behandelt nicht
nur die Grundfragen der Verwendungsersatzansprüche nach §§ 994, 996 BGB, sondern befasst sich
insbesondere auch mit dem Spezialfall des Verwendungsersatzanspruchs des „nicht mehr berechtigten
Besitzers“. Hinsichtlich des Anspruchs auf Verwendungsersatz wird vom Bearbeiter erwartet, dass
dieser erkennt, dass es sich um keinen klassischen Fall der Vindikationslage handelt, sondern die
Vorschriften des Eigentümer-Besitzer-Verhältnisses nur entsprechende Anwendung auf den „nicht
mehr berechtigten Besitzer“ finden könnten. Insbesondere wird das Verständnis der Besitzverhältnisse
zwischen dem Eigentümer bzw. dem Vermieter, dem Hauptmieter und dem Untermieter vorausgesetzt.
Da die Ansprüche des Untermieters zu betrachten sind und nicht, wie häufig der Fall, etwaige
Ansprüche des Vermieters gegen den Mieter hinsichtlich Schadens- und Nutzungsersatz, handelt es
sich zudem um eine recht ungewöhnliche Klausurperspektive, welche eine genaue Übersicht über die
relevanten Anspruchsgrundlagen unterstellt. Auch der Umgang mit den Vertragsklauseln im Rahmen
der gutachterlichen Bearbeitung stellt erhöhte Anforderungen an den Bearbeiter. Zudem fordert bereits
das Auffinden des Entschädigungsanspruchs nach §§ 951 I 1, 946, 812 I Var. 2 BGB als taugliche
Anspruchsgrundlage einen sicheren Umgang mit den gesetzlichen Regelungen. Sodann wird vom
Bearbeiter ein sauberer Prüfungsaufbau des Anspruchs nach §§ 951 I 1, 946, 812 I Var. 2 BGB
erwartet. Besonders gute Bearbeiter können sich durch eine durchdachte Argumentation zu den
Besonderheiten der bereicherungsrechtlichen Behandlung der Verwendungsersatzansprüche im Drei-
Personen-Verhältnis hervortun. Die Herausforderungen der Klausurbearbeitung liegen weniger in der
Anzahl der zu prüfenden Ansprüche begründet als in der Findung eines sauberen Aufbaus und einer
überzeugenden Argumentation zu der Problematik der Ansprüche des „nicht mehr berechtigten
Besitzers“ gegen den Untermieter.

A. ANSPRÜCHE DES U GEGEN E AUF ENTSCHÄDIGUNG ODER VERWENDUNGSERSATZ
FÜR DAS ERRICHTETE GASTHAUS UND DIE AUSSCHANKSTÄNDE

I. Ansprüche des U gegen E auf Verwendungsersatz oder Entschädigung gemäß
§ 539 I BGB

Mangels vertraglicher Beziehungen zwischen E und U kommt ein Anspruch des U auf
Verwendungsersatz oder Entschädigung auf mietvertraglicher Grundlage nicht in Betracht
(MüKoBGB/Baldus, Münchener Kommentar zum BGB, 6. Aufl. 2012 ff., BGB § 994 Rn. 10;
MüKoBGB/Bieber aaO BGB § 540 Rn. 23 [idR keine vertraglichen Beziehungen zwischen
Vermieter und Untermieter]; siehe bereits BGH NJW 2001, 1355; NZM 2006, 699).

II. Ansprüche des U gegen E auf Verwendungsersatz gemäß §§ 994, 996 BGB
U könnte einen Anspruch gegen E auf Verwendungsersatz gemäß §§ 994, 996 BGB für die
Errichtung des Gasthauses und der Ausschankstände haben.

1. Anwendbarkeit der §§ 994, 996 BGB
Zunächst setzen die §§ 994, 996 BGB die Vornahme von Verwendungen zur Zeit einer
Vindikationslage voraus. Erst einmal müsste es sich bei der Errichtung des Gasthauses und der
Ausschankstände durch E um ersatzfähige Verwendungen handeln. Weiter müsste U zum

Fehlen vertraglicher
Ansprüche

Ansprüche aus dem
Eigentümer-Besitzer-

Verhältnis
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